Die Juden im Grossherzogthume Mecklenburg-Schwerin und ihre Aussicht auf bürgerliche Gleichstellung: Eine an die Stände des Großherzogthums gerichtete Denkschrift by Behrend, Israel (gnd: 133954366)
Dieses Werk wurde Ihnen durch die Universitätsbibliothek Rostock zum Download bereitgestellt.






Israel Behrend  
Die Juden im Grossherzogthume Mecklenburg-Schwerin und ihre Aussicht auf
bürgerliche Gleichstellung : Eine an die Stände des Großherzogthums gerichtete
Denkschrift
 
Schwerin: Berlin: Kürschner: Plahn, 1843  
http://purl.uni-rostock.de/rosdok/ppn769659322  













Berlag der Carl Kü'rschner'schen Buchhandlung.




Die Erwartung der jüdischenUnterthanen des Groß-
HerzogthumsMecklenburg-Schwerin,daß die hohe Regie-
rung die bürgerlicheStellung der Juden zur VerHand-
lung mit den Ständen auf den diesjährigen Landtag
bringen werde, gründete sich auf die Beschlüssedes
Landtags vom Jahre 1830, auf welchem ein provi-
soriuin nuf
'zehn Jahre festgestellt und nach Ablauf dieser
Frist die Wiederaufnahmedieser Angelegenheitverheißen
war. — DieselbeErwartung veranlaßt? den Verfasser
zu nachstehendenBlättern, die, nach Publikation der
Großherzoglichencapita proponcnda für dendiesjährigen
Landtag, demDruckenicht übergebensein würden, wenn
nicht der besondereRath einiger Herren aus der Mitte
der Stände dem Verfasserdie Zweckmäßigkeit,eine An-
zelegenheit, die augenblicklichzu den vielfach besprochenen
in Deutschlandgehört, in Mecklenburgauch für denFall,
daß sie erst im nächstenJahre werde verhandeltwerden,
anzuregen,aus einander gesetzthätten.
Es lag nicht in dem Willen, noch weniger in den
Kräften des Verfassers, für die Idee der Emaneipation
der Juden im Allgemeinenzu sprechen— da sie ihre
glänzendsten Vertreter wie unter Inden, so unter
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Christen, auf den Tribünen der Ständeversammlungen,
wie in den Organen der Presse gefunden, in vielen
Ländern, selbstin der Mitte Deutschlands, durch solche
Vertretung die Gleichstellungder Juden mit ihren christ-
lichen Mitbürgern eine vollendete Thatsache ist; — er
wollte nur andeuten, welcheBedingungen die Stände
für die Emancipation derJuden auf früheren Landtagen
gestellthaben, und in welcherWeise dieJuden im Groß-
HerzogthumMecklenburg- Schwerin dieselben zu erfüllen
im Stande sind.
Der Verfasser hatte das Glück, alle seit dem Jahre
1811 gepflogenenVerhandlungen der Stände über die
bürgerlicheGleichstellungder Juden zu seinerInstruction
ztt erhalten. Nach sorglicherDurchlesung derselben Wal¬
es für ihn die heiligstePflicht, für das Wohl seiner
Glaubensgenossen einige Worte an die verehrtenStände
Mecklenburg^ zu richten.
Grcvesmühlen, im Octobcr 1843.
Dr. Wehrend.
Wir Friederich Franz, von Gottes Gnaden Souve-
rainer Herzog zu Mecklenburg, Fürst zu Wenden,
Schwerin und Ratzeburg>auchGras zuSchwerin, der
Lande Rostockund Stargard Herr.
Fügen hiemitJedermann zu wissen: daß Wir, in Landes-
herrlicherErwägung der Nachtheile,welchemit denbisherigen
Verhältnissender Jüdischen Glaubensgenossenzum Staate in
Unser»Herzog- Fürsienthümcrnund Landen verknüpftgewesen
sind, in Gnaden beschlossenhaben, gedachtenGlaubensgenossen
eine andere, den Zeitumständen angemessenereVerfassungzu
ertheilen; und solchemnachdieserhalb, nach vernommenem
rathsamen BedenkenUnserer getreuenRitter- und Landschaft,
folgende nähere Bestimmungenkraft diesesverordnetund fest-
gesetzthaben:
I.
Alle bisher in UnserenLandesherrlichenSchutz genommene
privilegirte Juden sollen hinsüro mit ihren Ehefrauen und
unäbgesondertenKindern für Einländer geachtet werden, und
nach Maßgäbe der weiter folgenden Modifieationen gleiche
bürgerlicheRechte und Freiheiten mit den Christen genießen.
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II.
ZhrenSöKnen, welchesichselbstin Unser» Landen
etabliren
wollen und sichdeshalb, mit genügender
Bescheinigungihrer
Fähigkeiten dazu, bei Unserer Regierung anmelde»
werden,
soll die Concessiondazu, anstatt der bisherigen
Schutz-Briefe
und Privilegien, ertheilet werden, und sie
sollen sodann eben




Fremden Juden bleibt der Eintritt in Unsere
Lande zur
Durchreise,oder zumBetrieb erlaubter Handelsgeschäfte
ferner-
hin nach den bisher bestehendenLandes-Gefetzen,
insonderheit
Unserer Verordnung vom 14. Oetober 1811,
verstattet. Es
ist ihnen aber nicht erlaubt, sich in Unsern
Landen niedcrzu-
lassen, wenn sie nicht zuvor von Uns ein
Naturalisations-
Patent und eine Concefsion zu irgend einem
Gewerbe er-
wirkt haben; in welchemFalle sie den
einländischenJuden
gleichzu achten sind. Auch dürfen sie
nicht als GeWerks-
oder Hausdiener angenommenwerden, sondern eS
behält des¬
halb bei Unserer Verordnung vom 14. August
1810 in
der Regel das Verbleiben, iusoferne Wir Uns
nicht in ein¬
zelnen Fällen ans bewegendenGründen entschließen
mögten,




Alle einländischeInden sollen fortan fcstbestimmteerb-
licheFamilien-Namen führen. Die bereits Privilegien? sollen
binnen 4 Wochen den von ihnen gewähltenNamen der Obrig-
keit ihres Wohnorts anzeigen, welchedie intendirte Verände-
rung solcherNamen Unserer Regierung vorlegen, und nach
deren Genehmigungauf einmal in den öffentlichenBlättern
bekannt machensoll. Auf die Verabsäumung der Anmeldung
und Anzeige des anzunehmendenNamens steht die Strafe
des Verlustes des bisherigen Privilegii.
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Von den künftig ctwa aufzunehmendenfremdenJuden
soll der neue Geschlechtö-Namebenfalls allemal publieiret
werden.
V.
Die inländischenJuden sind verpflichtet, sich bei der
Fiihrnng ihrer Handelsbücherund bei Abfassungihrer Ver--
träge oder Testamente, bei Strafe der Nichtigkeitund Un-
giiltigkeit,jederzeitder deutschenoder einer andern lebenden
Sprache, nie aber deö sogenanntenJüdisch--Deutschenzu
bedienen;auch ihre Namen nicht anders als mit deutschen
oder lateinischenSchn'stzilgenzu schreiben.
VI.
Indem ihnen die Unterweisungihrer Kinder in ihrer
Religion allein überlassenbleibt, soll zugleichden jüdischen
Kindern auchder freie Zutritt zu allen christlichenSchulen
ohneAusnahme offen, und allen christlichenLehrern unter-
sagt fein, ihnen dieAufnahmedarin zu verweigern,oder sie
auf einigeArt zurückzusetzen.
Vit.
Den Vorstehernaller Juden-Gemeindcnin Unser»Landen
wirdhiedurchzurPflichtgemacht,genaueKirchen-Bücherzu füh--
ren, unddarinkünftigdievorfallendenGebnrts- undSterbetage,
auchdie Verheiratungen eines jedenJuden richtigund genau
zu verzeichnen,beiVermeidungeinerStrafe von 20 Rthlrn.
für jeden Fall, da dies länger als drei Tage versäumet
wird, neben der unfehlbarenAbsetzungvon der Vorsteher-
Stelle. In kleiner»Städten, wo keineJudcn-Gemeinden
nnt mehreren sichernVorstehern befindlichsind, soll dies
Kirchenbuchzu destomehrererGlaubwürdigkeitin denHänden
des Magistrats sein, welcherfür die Gebühr von 16 jzl. für
jeden Fall dafür sorgensoll, da^ derselbevon den Vorstehern




3« Absichtdes Gerichtsstandesund der Vormundschaften
soll zwischen Christen und Juden kein UnterschiedStatt
finden. Alle RabbinischeGerichtsverwaltung soll hingegen
gänzlichausgehobensein, und die Rabbis sollen sichschlecht-
hin in gar keineweltlicheHändel ihrer Glaubensgenossenauf
irgend eine Weise mischen.
IX.
Den in unsern Landen recipirten Juden steht ein jedes,
den übrigen Landes-Einwohnern erlaubtes Gewerbe unter
gleichenBedingungenund Verpflichtungen,in gesammtcnUn-
sern Städten und Flecken,wie auf dem platten Lande, frei;
und sollensie also auch nicht von Handwerken,Zünften und
Ämtern weiter um ihrerReligion willen ausgeschlossenwerden.
Es verstehtsichdabei von selbst,daß wenn ein eoncefsio--
nirter Jude den Hansir-Handel, oder sonst irgend ein nicht
allgemeinin Unsern Landen gestattetesGewerbe treiben will,
er dazu, eben so wie Unsere christlichenLandes- Einwohner,
sichzuvor UnserespeeielleLandesherrlicheErlaubnis erwirken,
und den ihm dabei gesetztenBedingungen unterwerfen muß.
Die mit einem Hausirhandels- Privilegio versehenenInden
sollen die ihnen darin gegebeneErlaubnis, so lange überhaupt
noch Concessionenzum Hausiren ertheilet werden, und nicht
anders als in dem in ihrem Privilegio bestimmtenMaaßc,
behalten.
X.
Wenn ihnen gleichin der Feier des Sabbaths und der
Beobachtung sonstiger Religions - Gebräuche nichts vorge-
schriebensein soll; so wird dochhiemit allgemein festgesetzt,
daszJüdische Soldaten, Lehrlinge oder Gesellen bei christ-
lichenMeistern, in öffentlichenchristlichenÄmtern stehende
Juden und überhaupt alle Juden, die mit Christenin Ver-
bindung treten, ihre damit nicht verträglichenGebräuchenie-
mals zum Vorwande sollennehmen dürfen, sichihren über¬
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nommenenVerbindlichkeitenzu entziehen,dasz sie sichderen
vielmehr,bei Verlust ihrer durchdieseUnsereLandesherrliche
AnordnungerhaltenenRechte,auch,den Umständennach,an-
derer angemessenenStrafe, in allen Fällen enthalten sollen,
wo selbigeihren Dienst- oder eontraetlichenPflichten im
Wege sind.
XI.
In Ansehungder jüdischenEhen, mithin auchder Ehe-
scheidungen,der verbotenenGrade, derTrauer-Zeit, der Ehe-
Verträge, und der von andern abhängigenConsensezu sel-
bigen, und dergleichen,müssenin Zukunft,mit alleinigerAus-
schließungder Trainings-Ceremonie, alle für Unserechrist-
lichenUnterthanenvorhandenenGesetzegeltenund beobachtet
werden. Die Ehescheidungender Juden sind ans den ge-
meinrechtlichenGründen bei dem competentcnRichter nach-
zusuchen,nnd das Erkenntnisdesselbensoll zur Begründung
der bürgerlichenWirkungen einer gänzlichenEhescheidung
unter den Juden hinreichendsein. Die Ausfertigungeines




Ehen zwischenChristenund Juden sollenhinfüro unver-
boten sein. Jedoch müssendie Trauungen solcherEhepaare
von christlichenPredigern geschehen,auch die auS solchen
Ehen erzeugtenKinder allemal getauft, und nur in der christ-
lichenReligion erzogenwerden.
XIII.
Da die Juden ihren bisherigenGebrauch,daß die erst-
gebornenSöhne allemal einendoppeltenErbtheil, die Tochter
hingegenvon denVätern einenbeliebigenAussprucherhalten,
für ein in ihrer Religion begründetesRecht ansehen; so soll
es dabei fernerhinverbleiben;und haben UnsereGerichtein
den ihnen vorkommendenErbtheilungs- Angelegenheitenhier-
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»ach ihre Erkenntnisse«nter den jüdischenGlaubensgenossen,
mithin mit Ausschlußdes im vorhergehenden§|>lio. bezeich¬
neten Falles und der daraus herrührendenBeerbungen, als
bei welchendas gemeineRecht zur Richtschnurdienen muß,
allemal einzurichten.
XIV.
Denen als Einlä'nderaufgenommenenJuden soll gestattet
sein, Grundstückeseder Art, in UnsernStädten, wie auf dem
Lande, gleichUnfern christlichenUnterthanenzu erwerben. Es
könnenjedoch bei acquirirten Landgütern die Patronatrechte
von ihnen nicht ausgeübt werden, sondern es sind solche
während ihres Guts - Besitzes von Unsern nächstbelegenen
Beamten in UnsermNamen zu verwalten. Die mit dem
Patronat verbundenenLeistungenbleiben jedoch fortwährend
dem Gute zur Last.
XV
Anlangenddie gerichtlichenEidesleistungender Juden, so
behält es zwar vor der Hand dabei sein Bewenden, daß
sie
in der Regel auf der Thora geschehenmüssen. Wann
aber
hinfüro andere Eide, als Bürger-, Amts-, Homagial-
oder
Lehn-Eide vorkommenkönnen; so soll statt deren eine per-
sönlichefeierlicheAngelobung desjenigen, was in den an-
wendlichenEiden enthaltenist, mit dem Zusätze:
so wahr mir Gott helfe!
angenommenwerden.
XVI.
Außer den fortwährendjährlichzu erlegendenReeeptions-
Geldern sollen die einländischeneinmal eoncesfionirtenJuden,
als solche, nirgend mit irgend einer besonderenAbgabe be-
lästigt werden.
XVII.
Alle Magistrate in Unsern Städten we'rden hiemittelst
befehliget,denjenigenJuden, welchenach vorstehenderUnserer
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Verordnungsich als Einländer qualifieiren, wenn sie dem
2ten und 4tcn Paragraph derselbenGenüge geleistethaben,
und sichnach dem löten § zur Leistungdes Bürger-Eides




SiechtejüdischerLandeseinwohnerin Unfern Herzog- und
Fürstentümern gegendie Christensollen kraft dieses ausge-
hoben sein.
XIX.
Inwiefern die Juden zn öffentlichenBedienungen und
Staatö-Aemtern zugelassenwerdenkönnen,behaltenWir UnS
bevor, in Folge der Zeit näher zu bestimmen.
Gebietenund befehlendemnachallen oberenund niederen,
Civil- und Militair-Behörden, auch gesammtenUnsernUnter-
thanen und Einwohnernin UnsernLandenhierdurchgnädigst
und ernstlich:vorstehenderUnsererVerordnungin allen ihren
besonder»Vorschriften,so viel an ihnen ist, nicht nur selbst
allewegezu genügen,sondernauchdarauf, daß denselbenvon
ihren Unterbchördengehörig nachgekommenwerde, ernstlich
zu halten.
Zur allgemeinerenBekanntmachungsolcherUnsererWillens-
Meinung haben Wir diese Constitution in dem hiesigen offi-
cicllenWochenblattabzudruckenbefohlen. Urkundlichunter
UnsermHandzeichenundJnsiegel.GegebenaufUnsererVestung.
Schwerin, den 22. Februar 1813.
Friederich Franz.








So das Gesetz, welchesdie Emaneipation der Juden im
Herzogthum Mecklenburg-Schwerin aussprach! ein Gesetz,
das durch seine freisinnigenBestimmungenZeugniß ablegt
von einem Geiste der Humanität und Toleranz, der dem
Jdeengange der mehrstenStaaten in Deutschlandauf einige
Jahrzehnde voraugeeilt war.
Die Basis, auf welchedies Gesetzvom 6ten Mä'rz sich
gründete, war folgende. Unter dem Ilten April 1811 erläßt
die.HerzoglicheRegierung ein Reskript an den engeren Aus-
schuß und giebt darin ihre Absichtzu erkennen, den be-
kannten liebeln, in welche das bisherige unglück¬
liche Verhältnis der Juden zum Staate diese
Unterthanen versetzt, durch Gleichstellung mit den
übrigen Landeseinwohnern abzuhelfen, und verlangt
von jenem Collegio eine reiflicheBerathung mit den Ständen
auf dem nächsten Convente und eine gutachtlicheMeinung
über diesen Gegenstand.
Unter dem 12ten Januar 1812 theilen Ritter- und
Landschaft das Resultat ihrer Deliberation, als ihr rath-
saines Bedenkenund Erachten, mit.
Zuerst erkenntdie Versammlungdie Notwendigkeit einer
Verbesserungdes Zustandes der Juden und die Fähigkeit
derselbenzu einer Verbesserungihres bürgerlichenZustandes
als eine von der Vernunft, von der Menschlichkeit,
von der Politik längst im bejahenden Sinne entschiedene
Frage. Mit diesem von den Ständen ausgesprochenen
Prineip ist die Emaneipation der Juden in Mecklenburg-
Schwerin als eine legale Conseqnenzfestgestellt, und den
Juden dieses Landes das Recht znr Erlangung der bürger-
lichenFreiheit gesichert.
Die Stände modifieiren und erklären dann ihren Ans-
spruch dahin: daß der wohlthätige Zweck, die Juden zu
nützlichenBürgern des Staates auszubilden, sie mit den
übrigen Einwohnern zu einem Ganzen zu vereinigen, auf
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dem Wege dcr unvorbereiteten Gleichstellungnicht werde
erreicht werden.
Die Begründung dieser Ansichtdcr Stände stütztsichin
dem genannten Erachten auf eine Vermuthung, die in sich
selbstkeinenGrund hat, vielmehr durch dieErfahrung anderer
Länder schon in jener Zeit widerlegt war, auf die Ver-
muthung, daß dcr Jude, wenn er bürgerlichfrei geworden
sei, doch seine Freiheit nur dazu benutzenwerde, den ihm
eigenthümlichcnHandelsgeist zur Verdrängung aller Handel-
schast dcr christlichenEinwohner weiter auszubilden. Aber
selbstin dieserVermuthung sprichtdas Erachten das Prineip,
die Juden mit den übrigen Einwohnern zu einem
Ganzen zu vereinigen, aus, glaubt jedoch, daß eS nur
auf folgendeWeise zu erreichensei.
I. Es werde vor allen Dingen in den jüdischenReli-
gionsvorfchriftendasjenigeaufgehoben,was, ohne Wesentlich
zur Gottesverehrung zu gehören, offenbar in die Vcr-
Hältnissedcs Privatrcchtcs, dcr Polizei und Gerichtsbarkeit,
also in die Staatsverfassung eingreift und dcr Verfassung
derjenigen Staaten widerstrebt,in welchendie Juden, nach-
demsieaufgehörthaben, eine besondereNation zu bilden, leben.
II. Die jetzigeGeneration der jüdischenGlaubensgenossen,
wenn sie gleich bei dem geringen Grade ihrer sittlichenBil-
dung ohne den größten Nachtheil für den Staat nicht nn-
vorbereitet gleiche bürgerliche Rechte mit den christlichen
Unterthanen erhalten kann, werde doch unausgehalten zum
Vollgenuß dieser Rechte gebildetund erzogen.
Es ist hier nicht der Ort nachzuweisen, daß ad I ein
dort angenommenerjüdischer ststus in statu überall zur
Zeit dcr Abfassungdes ständischenErachtens gar nicht cxistirtc,
daß vielmehrdie Juden in Mecklenburg-Schwerinzu jener
Zeit nur in ihrem eonsessionellenReligionSverhältnisseeine
Gemeindebildend, in allen das Staatsleben betreffendenEin-
richtungen gleich den christlichenEinwohnern den Staats¬
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gesehenin jeder Beziehung unterworfen warm; — und daß
ad Ii bei- sittliche Znstand der Jude» im Verhältnis zur
christlichenBevölkerung keineswegs so tief gesunkenwar, als
die Andeutungen im Erachten ihn bezeichnen, — aber es
darf nicht unterlassen werden, darauf hinzudeuten, daß trotz
dieser Voraussetzung anch hier das Erachten das Axiom
aufstellt: daß die Juden zum Vollgenuß aller bürger-
lichen Rechte gebildet und erzogen werden sollen.
Die Vorschläge, durch welche jener Zweck nun- erreicht
werden soll, sind folgende:
ad I.
1) Jede eigne Gerichtsbarkeit, durch einheimische oder auS-
wältige Rabbiner ausgeübt, höre auf.
2) Die Strafe des jüdischenBannes falle ganz weg.
Beide Zustände cxistirten in der Praxis damals nicht
mehr. Jeden Falles aber hatte der Staat das unbedingte
Recht, cvcntualiler deren Aufhebung zu verlangen.
3) Die öffentlicheGottesverehrung werde vom Sonnabend auf
den von den Christen dazn benutzten Sonntag verlegt.
Hier verlangt das ständische Erachten das Aufgeben
einer wesentlichen religiösen, zur reinen Gottesverehrung
gehörendenSatzung, dem sich der strenggläubige Jude, selbst
bei der Aussicht, durch einen solchenSchritt die bürgerliche
Freiheit zu erlangen, nicht überlassenwird. Wohlverstanden
der Jude als seiner religiösen UeberzeugunglebenderPrivat-
mann. Aber für den Juden als Diener des Staates, fei
er angestellt,, oder berufe der Staat ihn als Bürger aus
irgend einem Grunde zur Leistung von Diensten für das
Gemeinwohl, stand zu jeder Zeit es als Religions-
Vorschrift fest, daß der Staat das Recht habe, von Ju^
den die Aufhebung der Sabbathfeier wie jeder Ritualsatzung
zu verlangen, sobald er seine Dienste für das allgemeine
Wohl in Anspruch nehmen wolle, und daß der Jude die
Verpflichtung habe, dieser Aufforderung Folge zu leisten.
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Die gewichtigstenund gebildetestenAutoritäten unter den
jüdischenLehrern haben stets dieses Recht deö Staates und
diese Verpflichtungder Juden auf die bündigsteWeise nach-
gewiesen, ganz kürzlich der Großherzoglich Mecklenburg-
SchwerinscheLandeörabbinerDr. Holdheim iu seiner ge-
lehrten Schrift: die Autonomie der Nabbinen zc.
4) Das mosaische Verbot gewisser Speisen soll gänzlich
aufgehobenwerden.
Die Ausführung eines solchenVorschlags würde der
Aufhebungder Gewissensfreiheitund der Glaubensmeinungen
gleich kommen. Eine solcheAufhebung steht überall nicht
zur Compcteuzder Gesetzgebung.
5) Jeder Hausvater werde verpflichtet, einen Familienamen
anzunehmen.
6) Es werden von Obrigkeitswegen genaue Listen über die
Zahl der Juden geführt.
7) In Bezug auf dieEhe — mit Ausnahmeder Trauungs-
ccremonicn— sollen die für die christlichenUnterthanen
geltendenGesetzeStatt finden.
8) Contraetc und Handlungsbüchersollennur Glauben haben,
wenn sie in deutscherSprache geschriebensind.
9) Eben den Gesetzen, denen die Christen unterworfen sind,
sollendieJuden in Verträgen, Contracten, letztenWillens-
Verfügungen und Vormundschafsangelcgenheiten unter-
werfen fem.
Diese von 5 — 9 gemachtenVorschläge durften von
Seiten der Juden als GlaubensgenosscnschaftkeinenWider-
fpruch erfahren,
ad II.
Um die Juden nach und nach zum Vollgenußbürger-
licher Rechte vorzubereiten, soll von Staatswegen gewirkt
werden
1) durch ein Zwanggesetz, daß die jüdischeJugend bis auf
den Religionsunterricht christlicheSchulen besuchenmüsse.
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Zur Einführung eines solchen Zwanggesetzes müßte
vorher die absolute Untauglichkeit jüdischer Schulen zur
Hcbung der Sittlichkeit bewiesen werden. Nur unter dieser
Voraussetzung kann die legislative Macht in, Staate, wenn
sie nichtGewalt ausüben will, ein solchesZwanggesetzerlassen!
2) Der Staat soll nicht nur zu allen bürgerlichen
Gewerben
den Juden freien Zutritt eröffnen, sondern sogar einst-
weilen ihrer Jugend die Ergreifung eines andern Be-
triebes als den des Handels zur Pflicht machen. Daher
soll vor's Erste
3) jedem jüdischenHausvater nur frei stehen,
einen seiner
Söhne der Handelsschaft zu widmen.
4) Alle übrigen Kinder jüdischer Glaubensgenossen
müssen
sich einem andern bürgerlichen Gewerbe, einem
Hand-
werke, einer Kunst, dem Ackerbauund hierin nach freier
Wahl widmen.
Ohne die größte Beschränkungder persönlichenFreiheit,
zu der in vorliegendem Falle die Gesetzgebungnicht
berechtigt
war, — konnten die in diesen drei Nummern vorgeschla-
genen Maßregeln in angegebener Weise nicht
ausgeführt
werden.
5) Die landesherrliche Aufnahme auswärtiger Juden
zu
Staatsbürgern werde nur solchenertheilt, die den Handel
nicht zum Betriebe wählen.
6) Der Hansirhandel in den Städten und auf dem platten
Lande höre auf.
7) Die Erwerbung städtischer und ländlicher Grundstücke
werde zugestanden,jedoch
a. bei Erwerbung von Häusern mit der Bedingung, daß
die Juden selbst sie bewohnen;
Ii. in Ansehung der Erwerbung von Landgütern geschehe
diese vor's Erste und bis dahin, daH den Juden der
volle Genuß der Staatsbürgerrechte verliehen werde,
unter der Bedingung,
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a. daß das Recht der Landschafteinstweilenruhe,
ß. daß die Patrimunial -Jurisdiction durch qualificirte
Richter ausgeübt werde,
y. daß der jüdische Gutsbesitzer eventualis alle
Pflichten des bei einem erworbenen Gute vorhan-
denen Patronates übernimmt, aber nicht die Rechte
desselbenausüben kann.
Durch Anwendung dieser Vorschläge— so schließtdas
ständischeErachten — glaubt Ritter- und Landschaft, den
Zeitpunkt sehrbald herbeigeführtzu sehen,wo denJuden ohne
Nachtheile für das Ganze volle bürgerlicheRechte ertheilt
werden können, und stellt es zum Ermessender Regierung,
ob es nicht zur sittlichenBildung der Juden beitragen werde,
das für die landesherrlichenSchutzbriesebisher zu bezahlende
Erlegniß auszuhebenund dagegen die Juden ganz gleiche
Staatsabgaben mit den Christen tragen zu lassen.




es theileNsich die darin zu erlassendenGesetze
«nd Ordnungen wiederumin zwccn Grundsätze, nämlich:
1) in solcheVerordnungen und Gesetze, welchegleichgültig,
jedoch zur Wohlfahrt und zum Bortheil des ganzen
Landes absichtlichund diensam sind, und hingegen
2) in solche, welchedie wohlerworbenenRechte und Be-
fugnisse unserer Ritter- und Landschaft gestimmt oder
besonders, jedoch in Ansehung des einen Theils dem
andren unnachtheilig,berühren.
§. 195.
Wenn nun in jenen gleichgültigen,es sei in Justiz-,
Polizei- und Kirchensachmvon uns und unserenNachkommen
eine allgemeineLandesverordnungund Constitution zu erlassen
2
18
ist. so sollen die von Ritter- und Landschaft auf öffentlich
allgemeinenLandtagen, oder wenigstens wenn periculum in
mora, die Landräthe und der ganze engere Ausschuß dar-
über mit ihrem rathsamenBedenken und Erachten vernommen
werden. Bevor solches erstattet ist, ergeht die Publikation
der Verordnung nicht.
§. 197.
Wir wollen übrigens auf der Ritter- und Landschaft
und des engerenAusschußVernehmlassungenund Erinnerungen
alle billigmäßige, landeöväterliche, gnädigste Aufmerksamkeit
wenden und im Werke spüren lassen, jedoch unserem Landes-
fürstlichen hohen juri statuendi mit solcher gnädigen Ver-
nehmung nichts vergeben.
§. 198.
Im letzteren Fall aber, da die zu erlassende Verordnung
den Gerechtsamenunfrer Ritter- und Landschaftentgegenlaufen,
oder von deren Minder- oder Abänderung die Frage fein
sollte, wollen und sollen Wir und uusre Nachkommenohne
unserer Ritter- und Landschaft ausdrückliche Bewilligung
nichts verhängen.
Betrachten wir den Inhalt der erlassenen Constitution
für die bürgerlicheGleichstellungder Juden, die Aufforderung
der HerzoglichenRegierung an die Stände, über diesen Ge-
genstand ihre gutachtlicheMeinung abzugeben, und die Art
und Weise, wie die Stände diesen Auftrag befolgten, so er-
giebt sich ohne Zweifel, daß die erlassene Verordnung ihrem
größten Theile nach eine sogenannte gleichgültige war,
und nur in einem einzigen Punkte die wohlerworbenen ge-
sichertenRechte der Stände berührt, in dem Erwerb und
Besitz von städtischemund ländlichem Grundbesitz, der durch
§. 377 des Landesvergleichs den Juden versagt war. Die
Regierung stand mithin in allen übrigen Punkten in ihrem
vollsten Rechte, wenn sie die Vorschläge der Stände annahm,
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verwarf, veränderte und dann ihre Bestimmungzu einem
Landesgesetzerhob. Aver in dem einenPunkte, in dem
Erwerb vonGrundbesitz,mußtedieNcgierungdieBestimmung
der Stände annehmenoder vor Erlassungdes Gesetzesdie-
selbenzur Umänderungihrer Ansichtzu bewegensuchen. Es
istwahrhaftunbegreiflich,wie eineRegierung,beiderWeisheit
und Menschenliebesichzu einemedlenZweckevereinigten,in
dem Feuereifer für eine als gerechterkannteSache, in der
bestenAbsicht, jenen einenPunkt übersehenkonnte! um so
wenigerbegreiflich,als die von den Ständen gestelltenBe-
dingungenfür den Erwerb von Grundbesitzzwar drückend
für die Juden sein mußten, diese Bedingungenaber durch
freiwilligeBestimmungder Stände nur vor's Erste gelten
sollten. Der §. 377 des Landesvergleichsbestand und
konntenur durchVereinigungdes Fürsten mit feinenStän-
den aufgehobenwerden'. Uns blutet das Herz bei dem
Gedanken,das Ziel der bürgerlichenFreiheit imJahre 1813
erlangt gehabtzu haben und feit derZeit denBestimmungen,
welchefrühere Jahrhunderte über uns verhängten, wieder
verfallen zu sein. Aber als Söhnen Mecklenburgsschwebt
uns die Unverletzlichkeitdes zwischendemFürstenund seinem
Volke geschlossenenBundes als das heiligstePalladium des
Landesvor! Die RegierungFriederichFranz I., welcheder
weiseBrandensteinleitete und die durch ihre wohlwollende
Gesinnungstets in dem dankerfülltenHerzen der mecklenb.
Juden fortlebenwird, — hatte in der einseitigenAushebung
eines, seinemGeistenach freilichfinsterenJahrhunderten an-
gehörigen,der jetzigenZeit widerstrebendenGesetzesdie ver-
fassungsmäßigvorgezeichneteBahn überschritten. Und wie
religiöseVorschriftenden Juden lehren, bei den schwersten
Schlägen des Schicksalsdie strafendeHand zu erkennennnd
zu verehren,und selbstdann, wennderTod uns diethenersten
Angehörigenentreißt im Schmerzeauszurufen: Gelobt seiest









— wir müssenheute noch
ausrufen: Und ob wir auch Alles verloren
haben, was den
Mecklenburgerfreiund glücklichmacht, wir, das
unverschuldete
Opfer, preisen dennochnnserVaterland, das
durch dieJusti--
tutionen seiner Fürsten und Volksständeeine
Gesetzgebung
erhalten hat, die eine Abweichungvom Gesetze,
wenn sie





Alsbald nach Erlaß der Constitution vom 22.
Februar
erscheinteine Vorstellung des engeren Ausschusses
vom 29.
März 1813, Sercnissimo den Uebergriff
der Regierung
auseinander setzendund um eine definitive
Verhandlung mit
den Ständen bittend: ein Gesuch,
welchesdie Regierung in
dem Reseript vom 27. April 1813
ablehnt, wenn sie gleich
gestattet, daß die Stände über einen oder
den anderen
Punkt ihre Ansichtenund Gründe zu weiterer
Berathung mit
der Regierung vortragen mögen;
— eine ähnlicheVorstellung
vom 11. Juli desselbenJahres, in welcherder
engere Aus¬
schuß auf das Bestimmtesteausspricht: Stände
seien von
dem -Grundsätze ausgegangen, daß nur allmälig
den
Juden volle bürgerlich eRechte zugestanden werden
sollen, wenn sie sich von ihrer gegenwärtigen
moralischen Erniedrigung werden erhoben haben;
— eine ähnlicheVorstellung vom 20. Januar 1814. In
beiden Vorträgen treten härtere Anschuldigungengegen die
Juden und die bestimmtausgesprocheneBefürchtunghervor,
als werden die Inden ihre erlangte bürgerlicheFreiheit nur
benutzen, um auf dem Ruin der christlichenKanfleute und
Unterthanenden verrufenen Hansir- und Schacherhandelzum
höchstenFlor zu erheben! — Eine Vorstellung vom 30.
März 1814, die mit der Erklärung des Entschlussesein¬
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geleitetwird: „daß die Stände und Unterthanenihrerseits
den Juden niemals eine gleichetrene Liebefür ihren ange-
stammtenFürsten zugestehenwerden"; eine EMärung, die,
wäre sie vor das Forum der Oeffentlichkeitgebracht, alle
Juden Mecklenburgszu dem einstimmigenAusruf würde
vermochthaben: „daß sie, die Juden, wol an derErlangung
ihrer bürgerlichenRechte durch den Willen und das Recht
der Stände gehindert werden könnten, durch keine Macht
der Welt aber verhindertwerdensollten,eineLiebezu ihrem
Fürsten im Herzenzu wahrenund erhalten,so heilig und so
innig, wie sieder christlicheUnterthannur empfindenkönne".
— In dieserVorstellungbitten die Stände um Bestellung
eines Anwaldes zur Wahrung ihrer vertragsmäßigenRechte
gegen die Constitution vom 6. März uud damit um die
Eröffnung eines Rechtsweges; ein Gesuch, das in einem
Neseriptvom 12. Mai 1814 nicht zugestandenwird.
Und da die Regierung fortwährend dabei beharrt, die
Constitutionunverbrüchlichalten zu wollen, so erfolgenin
den nächstfolgendenJahren fortwährendgravaminirendeAn-
träge von Seiten der Stände, bis denn in Doberan im
Septbr. 1817 einevomengerenAusschußernannteCommission
die Aushebungder Constitutionerwirkt. — Die von dieser
Commissionmit der Regierung gepflogenenactenmäßigenVer-
HandlungenstandendemVerfasserzur InspektionnichtzuGebot.
So wie wir unbedingtzugestandenhaben, daß das Recht
des Gesetzesaus Seite der Stände war, wenn sie in der
Constitutionvom 6. März eineVerletzungdes §. 377 fan¬
den und die Aufhebungderselbenals eine politischeNoth-
wendigkeitansahen; — warum, fragen wir unserer Seits
offen, warum begnügten sich die Stände nicht, diejenigen
Verordnungen, welcheden Grundbesitzbetreffen, aufzuheben
und alle diejenigenstehenzu lassen, welcheals Theile einer
sogenanntengleichgültigenLandesfürstlichenVerordnung an-
zusehenwaren? — Wir erkennenund würdigendas ehren-
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volle männlicheBenehmen der Stände, mit allen ihnen zu
Gebote stehenden Mitteln den Uebcrgnff der Regierungin
Bezug auf §. 377 abzuleiten; aber mit aller Macht sträuben
wir uns, dem Gedanken Raum zu geben, ais hätten die
Stände nur entfernt im Sinne gehabt, ihrerseits die Präro¬
gativen der Regierung zu schmälernund in das hohe jus
statuendi des Landesfürsten eingreifen zu wollen. —
Wären die Verhandlungen unserer Ständeversammlung
öffentlich,oder würden dieselbennach geschlossenenLandtagen
der Oeffentlichkeitübergeben, so würde die Geschichtedas
Urtheil über jenes Problem längst gefällt haben! Wir sind
nicht so vermessen, ein solchesUrtheil nach unserer Ansicht
zn bilden; möge uns nur die Bemerkunggestattet sein, daß
wir an der Aufrichtigkeitder damaligen individuellenUeber-
zeugungder Stände über die Unverträglichkeitder jüdischen
Religionsichren mit demStaatsleben, und die moralischeEr-
niedrigung der Juden nicht zweifeln,und dasz so dieStände,
als ihre höchsteAusgabe, die Verhütung der bürgerlichen
Gleichstellungder Juden in Mecklenburg, ne quid detri-
meiiti res publica caperet, im Auge hatten.
Aufgehoben war somit das Gesetz vom 22. Februar,
das eine» bis dahin durch bestehendeGesetze im Zustande
tiefer bürgerlicher Erniedrigung gehaltenen Theil mecklenb.
Einwohner zu freien Bürgern gemacht hatte. — Hatten die
Juden während der kurzen Zeit der Emancipation sichder
Rechtsgleichheitunwürdig bezeigt? Kein Vorwurf dieser Art
ist ihnen gemacht! Mit dem tiefstenDanke haben sie das
hohe Geschenkdes Bürgerthums angenommenund haben es
nicht entweihet! Die Schuldlosigkeit,die treueste Erfüllung
der Bürgerpflichten so wenig als der Artikel XVI.») der
*) Die Bundesversammlung wird in Berathung ziehen, wie auf
eine möglichst übereinstimmende Weise die bürgerliche Wer-
Besserungder Bekenner des jüdischenGlaubens in Deutschland
zu bewirken sei, und wie insonderheit denselbender Genuß der
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Bundesakte konnte sie im Besitz der Bürgerrechteerhalten,
und ihnen blieb nichts übrig, als denZeitpunktzu erwarten,
wo Stände erklären wurden: der als Bedingung zur Er-
langung des BürgerrechtesgestelltesittlicheZustand sei er-
reichtund mit ihm die EmaneipationderJuden zulässig,
—
oder, wenn Stände diesenZeitpunkt zu weit hinaus ver-
schiebensollten, bis sie, die Juden, selbstaustretenwürden,
um zu zeigen, daß sie den gleichenStandpunkt der Sitt-
lichkeitmit ihren christlichenMitbürgern eingenommenhaben.
Das Factum des Erlasses der Constitution vom 6.
März 1813 und der Suspension derselbenin's Auge fassend,
mag es uns erlaubt sein zu resumiren:
1) Die Constitutiongehörte ihrem größten Inhalte nach
zu
den gleichgültigenVerordnungen, welchedie Regierung
nach eingeholtemErachten der Stände, ohne an das
Erachtengebundenzu sein, in's Lebenrufen konnte.
2) Im Punkte des Grundbesitzes
konnte die Constitution
nur legale Kraft durch Vereinbarungder Negierungmit
den Ständen erhalten.
3) Das Prineip der bürgerlichen
Gleichstellungwurde von
den Ständen als ein durchVernunft, Menschlichkeitund
Politik sanetionirtes anerkannt und dessenEinführung
für Mecklenburgzulässig erklärt, sobald ein präsumirter
ststus in statu aufgehört und die Sittlichkeit der
Juden gehobensei.
4) Mit Aufhebung der
Constitution sind diese politischen
Grundsätzeder Stände nichtzugleichannullirt, sondern
sie stehenfest als das von den Ständen anf Verlangen
der Regierung abgegebenepolitischeBekenntnisüber die
bürgerlichen Rechte gegen Uebernahme aller Bürgerpflichten
in den Bundesstaaten verschafft und gesichert
werden könne.
Jedoch werden den Bekenner« dieses Glaubens
bis dahin die
denselben von einzelnenBundesstaaten bereits eingeräumten
Rechte erhalten.
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Stellung der Juden und als ein Ausspruch zu unsererBe-
rechtigung,die Gleichstellungmit unfern christlichenMitbürgern
zu fordern nnd zu erhalten, wenn jene von
den Ständen
gestelltenBedingungenerfüllt sind.
In demZeitraum von 1817 bis 1830 versuchtdieRe-
gierung zu drei verschiedenenMalen, auf den Landtagenvon
1826, 28, 3V, die bürgerlichenRechteden Inden, in Über-
einstimmnngmit den Ständen, einzuräumen; — aber die
eifrigsten, durch keine Hindernisse zurückzuhaltendenBestre-
Hungender Regierung scheiternan der festenOpposition der
Stände. Die Behauptung der moralischenErniedrigung der
Juden bildet fortwährend das Hauptargument gegen die
Emaneipation; auf dem Landtage von 1830 vereinigt man
sichzu einem Provisorium auf 10 Jahre, mit
Einräumung
einzelnerweniger, näher bestimmtenRechte der Juden nnd
mit Zusicherungder Regierung, in dieserZeit für Ausbildung
der Jugend durch Organisirnng zweckmäßiger
Schulanstalten
zu sorgen. — Lebhaft sprechensich,so lautet eö im
Berichte
an die Landesversammlung(2ter Bericht der Committee vom
4. December 1830), die Herren Commissarien gegen das
Verfahren der Stände aus, durch welchesGegenständeals
Bedingunghingestelltwerden, die nach der Verfassungihrer
Bewilligungnichtbedurft hätten, bei denen es sich nur um
die Abgabeihrer rathsamen Bedenkenhandle, und fpeciellin
Beziehung auf die von den Ständen beliebteAusschließung
der Juden vom Staatsdienst, der Advokatur,demNotariate,
erklärtendie SchwerinschenHerrenLandtagöcommisfarien,daß
Serenissimus,Suerinensis zwar dieseAusschließung weder
der jetzigenStuse der Bildung der Inden, nochden wahren
Bedürfnissendes Staates angemessenerscheine,und daß sie
deshalb dringendwünschenmüßten, daß ein solchesVerlangen
aufgegeben oder modificirt werde, daß jedoch, wenn die
Stände nicht den angegebenenGründen nachgebenwollten,
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tie Zusicherungcrthcilt werden solle,dcifjauf 10 Jahre keine
Zulassungzum Staatsdienste, zur Advokatur und zum No--
tariat ohne besondereZustimmungder Stände crthciltwerden
solle, wobeiSerenissimus „ach Ablauf jener Zeit Sich
sowohl die Ausübung seiner LandesherrlichenRechte, wie
auch weitereBerathung mit seinenStanden vorbehalte. In
den Gesetzentwurfsolle eine so unbillige Bestimmungnicht
ausgenommenwerden.
Bei einer eintretendenBerathung der Stände über die
bürgerlicheStellung der Juden im GroßherzogthiinieMecklen-
burg-Schwerinwerdennur zwei Punkte, von deren Beant-
wortung die Emancipationabhängt, zur Frage gestelltwerden
können:ob die von denStänden im Jahre 1812 als uner¬
läßlicheBedingungenaufgestelltenForderungen, nämlich die
Entfernungaller derjenigenreligiösenVorschriften,welcheder
StaatsverfassungMecklenburgsentgegensind, und ein höherer
Stand der Sittlichkeit unter den Juden erfüllt sind. Es
liegt der Absichtdes Verfassersdurchaus fern, zu untersuchen,
in wiefern jene Bedingungenschonim Jahre 1811 ihreEr¬
ledigunggesundenhatten. Aber im Namen aller jüdischen
Unterthanen des Großherzogthums protestire ich feierlichst
gegenjede fernereBehauptung, welchedas Verhältnis der
Juden in Mecklenburgals einen Status in slalu be¬
zeichneni und unserer Sittlichkeit im Vergleichmit
der Mo--
ralität unserer christlichenMitbürger einen niedrigenStand-
puukt anweisenwollen.
Der Verfasserkönnte aus dem Buche des Lebens, aus
der Geschichteder Gegenwart die Beläge anführen, um zu
zeigen,wie diese Ansichtder nationalen, staatswidrigenPar-
tikularität der Juden, so wie ihrer angeblichengeringeren
Sittlichkeitvon den gewichtigstenchristlichenAutoritäten wi-
derlegt ist, — hätte er nichtdie Aufgabe, darzulegen, daß
in MecklenburgdergleichennichtStatt hat. Aber das muß
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ihm vergönnt scin, hinzudeutenauf die Verhandlungen,die
in dieser Beziehung im englischenParlamente gefuhrt sind,
wo die entschiedenstenGegner der vollständigenEmancipation
sichbeim Beginn ihrer Reden gegen jede Insinuation dieser
Art verwahrt haben; auf die Verhandlungenin der franzö¬
sischenKammer, in denen der MinisterMerillhou den Juden
das Zeugnisz giebt! „dans les fonctions publirjiies oü
ils ont etc appelles, sous lcs drapeaux de nos pha-
langes immortclles, dans lcs lettres, les arts, les
scicnccs, i'indnslrie, ils ont en un <juart de slcclc
donne parmi nous ie plus noble dement! aux ca-
lomnies de leurs adversaires— an die öffentlichen
ehrenvollenZeugnisse sämmtlicherMinister des Königreichs
Holland, wo die Juden schon längst vollständig emaueipirt
sind, vor Allem an die Äußerung des Generals der Jnfan-
terie, des Barons Chasse: »Zwei Jahre habe ich in der
Citadellevon Antwerpen eine großeAnzahl von Juden unter
meinenBefehlen gehabt. Während dieser ganzen Zeit haben
sie die bestenBeweise vonMuch, Treue, Diseiplin und Aus-
Hauer gegeben. Als Mann von Ehre kann ich mit Ueberzeu-
gunghinzufügen,daß, wennmeineLebensdauernichtbeinaheab-
gelaufenwäre, ich noch einen Feldzug zu beginnenhätte, ich
mich sehr glücklichschätzenwürde, den Besehl über einige
Tausendedieser braven Soldaten zu führen." — lind hat
man in unseremgemeinsamendeutschenVaterlande die Nich-
tigkeitjener Behauptung gegen die Juden nicht vollkommen
eingesehen,als KurhessenseineJuden ohne allen und jeden
Vorbehalt gänzlichemancipirte?— als der verdienteMinister
Winter in Baden auf öffentlicherTribüne seine Stimme er-
hob zur Ehrenrettung der bürgerlichenTugenden der Juden,
als in unserenTagen vor wenigenMonden die Geistlichkeit,
die Ritter- und Landschaftder PreußischenRheinlande fast
einstimmig die Juden aller bürgerlichen und politischen
RechteWerthund würdig erklärte, — als ganz Deutschland
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dieseErklärung mit sichtlicherFreude und Thcilnahme auf-
nahml
Und in Mecklenburgsollten die Juden eine Nationalität
behauptet haben, die, durch besondereNeligionsvorschristeu
unterhalten, dem StaatSleben diesesLandes widerspräche?!
Nun und nimmer! Wir beschwörenunsere verehrtenStände
bei der Würde ihrer hohen Stellung, diejenigenVorschriften
unserer Religion zu bezeichnen,welchedem StaatSleben uns
entziehen! Ruhig dürften wir dann erwarten, daß sie die
Behauptung des Jahres 1812 fallen lassenwerden.
Aber, dem Himmel sei Dank, die Zeit ist gekommen,wo
wir Juden uns unumwundenund frei selbst
verantworten
können. Die Lehren unserer Religion sind unzählige
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als offeneBekenntnisseauf den Canzeln, in den Schulen,
in
Schriften ausgesprochen.Zur Widerlegungjener, nnfre
bür¬
gerlicheFreiheit in Mecklenburguns bisher versagenden
Be-
hauptuug haben wir das einfachsteMittel in Händen.




„IsraelitischeGlaubens- und Pflichtenlehre,von Dr. Herx¬
heimer, LandeSrabbinerzu Bernburg," heißt es;
s. 373.
Der Staat oder das Land, worin wir geboren
sind,
oder das uns schützt,nährt und lehrt, ist unser
Vaterland;
und dasselbezu lieben ist Gebot unserer heiligen
israelitischen
Religion und Bedürsniß des Herzens.
§. 374.
Wie sichunsere Liebezn jedem einzelnen
Menschendarin
äußern soll, daß wir sein Wohl befördern, so soll sichauch
unsre Liebe zu unseremVaterlandeüberhaupt dadurchzeigen,
daß wir zum Wohle deö Vaterlandes so viel als möglich
beitragen.
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<Suchetdas Wohl des Landes, wohin ich euch führen
ließ, betet für dasselbezn Gott; denn in seinemWohl
liegt auch das eimge. Jerem. 29. 7.
§. 375.
Insbesondere sollen wir aus Liebe zum Vaterlande
1) unsre Abgaben gewissenhaftentrichten, die Gesetze auch
nicht heimlichübertreten, alle gemeinnützigenAnstalten unter-
stützen, dem Vaterlande unsereKräfte »nd Geschicklichkeiten
widmen und es mit Gut und Blut vertheidigen.
Das Landesgesetzist auch unser Gesetz.Talm. Berach.58.
§. 376.
Aus Liebezu unseremVaterlande sollen wir 2) unserer
Obrigkeit Achtungnnd Gehorsam bezeigen
Bete fleißig für des Landes Obrigkeit, denn durch sie
wird Sicherheit, Recht und Ordnung erhalten.
§. 377.
Aus Liebe zu unserem Vaterlande sollen wir 3) dem
Vater des Vaterlandes, demRegenten (der auf Erden Gottes
Stellvertreter ist) tiefe Ehrerbietung, Gehorsam und uner-
schntterlicheTreue und Anhänglichkeitbeweisenund für die
Erhaltung seiner Wohlfahrt und seiner geheiligtenPerson zu
Gott beten.
Pred. 8.2. Spr. 24. 21. Talm. Berach.58. Spr.21.1.
§. 378.
Der Gedanke,dafz wir durchdes Allvaters und unserer
Fürsten Gnade nicht mehr wie unsre Vorfahren in Druck
und Schmachunser Lebenverseufzenmüssen, sondern uuge-
stört in unserer Glaubens- nnd Gewissenö-Freiheit,und un-
gekränktin unseremMenschen-und Bürgerrechte des Lebens
sroh werden — dieser Gedanke schon muß uns zur dank-
barsten, echtenLiebe gegen Gott und Vaterland begeistern.
Der Inhalt dieser§§. mochtehinreichenzn beweisen,daß
unsere Neligionsschulendie Pflichten der Inden gegen den
Staat so bündig lehren als die christlichen.Mehr noch wird
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unserGlaubensbekenntnis,wie es nachder Synagogenordnung
von jedem eingesegnetenKinde öffentlichin der Synagoge
abgelegtwird, dies beweisen: ein Glaubensbekenntnis das
seinem wesentlichstenInhalte nach schon seit Jahrhunderten
in der jüdischenKirchegelehrt wird.
Synagogen-Ordnung für die Synagogen des Groß-
Herzogtums Mecklenburg- Schwerin, unter allerhöchster
Genehmigung festgesetztvon dem Groszhcrzoglichen








lehre enthaltend, sind folgende:
„Glaubet Ihr treu und wahrhaftig, daß Gott,
der
Herr aller Geister und alles Fleisches,einig
und einzig
ist, der die Welt in seinerLiebe aus
Nichts erschuf,
der Alles erhält und Alles regiert?
„Glaubet Ihr treu und wahrhaftig, daß Gott sich
offenbaret hat durch sein heiligesWort bcm Moscheh
und den Propheten, und daß in diesem
Worte der
heiligen Schriften Thorah, Nabiim uud Kethubim
gött-
licheWahrheit enthalten ist zu unserer Heiligung
und
Erleuchtung?
„Glaubet Ihr, daß Gott ein allliebenderund barm-
herziger Vater aller Wesen ist, der uns unsere
Sünden
und Schwachheitenvergiebt,wenn wir aus
wahrhaftiger
und aufrichtigerReue und Buße zu ihm
zurückkehren?
„Glaubet Ihr, daß Gott unsere Seele unsterblich
geschaffen,daß sie geistig-göttlichenUrsprungsnnd be-
stimmtist, dereinstnach dem Tode des Leibes zu
Gott
in das Reich des ewigen Lebens
zurückzukehrenzu
ewiger Seligkeit?
„Glaubet Ihr, daß Gott ein gerechterRichter ist,
30
der in diesemwie im ewigenLebendie Tugend belohnt
und das Laster bestraft?
„Glaubet Ihr an die göttlicheVerheißungdurchdie
Propheten, daß dereinst, in tiefverhiillterZukunft, die
reinste Gotteserkenntniß und die reinste Menschenliebe
die ganze Erde erfüllenwird, daß alle Menschenden
einig einzigenGott anbetenund verehrenund in Brn-
derliebevereinigt sichKinder eines Gottes, einesVaters
nennen werden, und daß dieseZeit die Zeit und das
Reichdes verheißenenMessias fein werde?
„Glaubet Ihr alles das, und seid Zhr überzeugt,
daß iu diesemGlauben zu leben und zu sterben
unser
höchsterund heiliger Jsraelitenberus ist, und daß wir
durch ihn und einen frommenWandel nach
demselben
das Heil unserer Seele erreichen?
„Wollet Ihr Gott lieben von ganzem Herzen, von
ganzer Seele und aus allen Kräften und in der Liebe
zu Ihm auch Euren Nächsten— wessenGlaubens und
Bekenntnisseser immer sei — lieben wie Euch selbst?
„Wollet Ihr tren bleibendem anerkanntenGlauben
und der anerkanntenLehre, Alles fliehen, was Euch
darin irre machen kann, allen Anfechtungenwider--
stehenund Euren Glauben an Gott und Eure kindliche
treue Ergebung in Gott noch im Tode besiegelnmit
dem freudigenBekenntnisdes Israeliten:
„Höre Israel, der Ewige, unser Gott, ist ein einig
einzigerGott?"
Von denen jede einzelneFrage mit einem einstimmigen
feierlichen„Ja" von den Confirmandenzu beantworten ist.
Gebet Gott was Gottes, und dem Kaiser was des
Kaisers! Das war die einfache Antwort des erhabenen
Stifters der christlichenReligion, womit cr eine verfängliche
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Frage der Sä>riftgelehrtcn zu Nichte machte.
— Auch wir
dürfen mit vollem Rechte und dem freiesten Bewußtsein,
wenn
unserer Religion der Vorwurf der staatswidrigen Lehre auf-
gebürdet wird, vor aller Welt aussprechen: Unsere
Religion
lehrt uns Gott zu geben was Gottes, und dem
Kaiser was
des Kaisers!
Die Stände hoffen im Jahre 1812 den
Zeitpunkt nicht
ferne, wo der sittliche Zustand der
Juden sie des Vollgenusses
der bürgerlichen Freiheit würdig
machen wird. Eben so
1830. Es ist hier, wie schon öfter
angedeutet, uicht der
Ort, nachzuweisen, daß der Gute nach
Grundsätzen der Ge->
rechtigkeit nicht dem Schlechten geopfert werden
darf, daß
der sittliche Zustand der Juden, wiewol unter
den nngiht-
stigsteu, unfreiwilligen Verhältnissen,
dennoch in jener Zeit
nicht so niedrig gewesen ist, um
sie der bürgerlichen Freiheit
unwürdig zu erklären; noch weniger hier die
häckelige Frage
zu untersuchen: welchen Grad der
Sittlichkeit überall der
Staat bei Ertheilung von bürgerlichen
und politischen Rechten
von den Staatsangehörigen zu
fordern berechtigt ist, da ja,
strenge genommen, eine Forderung dieser
Art eine Uebcr-
wachung der Sittlichkeit des Bürgers für
sein ganzes Leben
nothwcndig machte, und diesen seiner genommenen
Rechte und
seiner Freiheit verlustig erklären muh,
sobald die Scala seiner
Sittlichkeit einen niedriger» Standpunkt angiebt
als zu der
Zeit, in welcher ihm seine
bürgerlichen und politischen Rechte
verliehen wurden; — aber im Namen aller
meiner mecklen-
burgischen Glaubensgenossen erhebe ich mit allem
Ernst und
Freimuth offen meine Stimme und
erkläre, daß die Wische
Bevölkerung Mecklenburgs mit der christlichen eine
gleiche
Stufe der Moralität einnimmt,
— im Namen meiner
Glaubensgenossen fordere ich jeden Mitbürger auf, diefe meine
Erklärung, wenn er dazu im Stande ist,
zu widerlegen.
Die geringe Zahl der jüdischen
Einwohner erleichtert sowol
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tiefe Untersuchung, als sie eine Widerlegung ohne Mühe
ausführen läßt.
Denn sehen wir zunächst auf das Familienleben der meck-
lenburgifchen Juden, als auf das Verhältnis in welchen! der
sittliche Zustand der Menschen am deutlichsten hervortritt, steht
die Hochachtung und Heilighaltung des ehelichen Verhält-
nisscs, die gegenseitige Liebe und Achtung der Ehegatten, die
Pietät der Kinder gegen ihre Eltern bei den Juden nicht
etwa in eben dem Maaße fest, wie bei unseren christlichen
Mitbürgern ? Sind Trennungen und Ehescheidungen etwa
häusiger? Ist etwa der Lebenswandel der /ü'dischen
Familien«
Väter im Allgemeinen durch Unmäßigkeit mehr bezeichnet, als
der der mecklenburgischen Christen? Ist das Laster des
Trunkes, dieses, das Glück ganzer Familien und ganzer
Staaten untergrabende Laster, bei den Juden häufiger als
bei den Christen? — Ist die Theilnahme an
allgemeinen
Landesbegcbenhciten, seien sie freudiger, seien sie trauriger
Art, je bei den Juden geringer gewesen als bei den Christen
Mecklenburgs ? Wetteifern nicht aller Orten die Juden in
Mecklenburg mit ihren christlichen Brüdern, ihre Liebe zu be-
thätigen an allen Menschen, die ihrer bedürfen, ohne zu unter-
suchen, weß Glaubens und Bekenntnisses sie seien? Ist der
Eid erfahrungsgemäß den Juden nicht eben so heilig wie dem
Christen, wiewohl das Staatsgefetz möglicherweise nach der Idee
des IiaerLtieo fidem non esse Isubendain bei den Juden
eine besondereGewissenöweite vorausgesetzt zu haben scheint, als
sie die Eidesleistung eines Inden mit besonderen rituellen, von
der jüdischen Religion nicht gebotenen Vorschriften umgeben hat?
— Haben Mecklenburgs jüdische Soldaten, die Freiwilligen
im Befreiungskriege, wie die regelmäßig Conscribirten, nicht
etwa gleiche Treue oder DiSeiplin gezeigt als ihre christlichen
Cameraden? Sind die Städte Rostock und Wismar, in denen
bisher kein Jude wohnen durfte, etwa durch eine höhere Sitt-
lichkeit ausgezeichnet als die Hauptstadt des Großherzogthums
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und die Landstädte, in denen Juden wohnen dürfen?
Werden
die gröbsten Verbrechen und Vergehen,
an denen die Annale»
unseres Landes nicht arm sind,
— werden sie etwa vor-
zugsweise von Juden begangen? Der sittliche Zustand der
Bevölkerung eines Landes schwankt oft nach der einen
oder
der anderen Seite, die
Zahlenverhältnisse, die Statistik der
Verbrecher sind nicht immer gleich
—• in diesem Augenblickegeben
die Strafanstalten des Landes
einen günstigen Beweis für die




lenburg, wer darf uns der Vermessenheit
beschuldigen, wenn wir
behaupten: diese Pflanzschulen der Sittlichkeit
der künftigen
Bürger sie stehen nicht unter den
christlichen Schulen
Mecklenburg's. Wer, wie der Verfasser,
Gelegenheit hat
und die Neigung fühlt, sich über
den Zustand mancher Stadt-
und Landschulen zu unterrichten,
wird diese Behauptung ganz
gerechtfertigt finden. — Contrastirten diese
jüdischen Schulen
im Jahre 1812 so sehr mit
den christlichen? — Auch das
bezweifelt der Verfasser. Mindestens erinnert
er sich mit
großer Freude des guten Unterrichtes, den er
als Kind zu
jener Zeit in der indischen Elementarschule
eines kleinen Land-
städtchenS erhielt, der eben so gnt in allen nahe
umliegenden
Städten zu jener Zeit ertheilt wurde.
— Namentlich aber
erheben sich diese Schulen
immer mehr, für ihre hohe Be-
stimmung zu wirken, seit die Regierung Paul
Friederich's,
eingedenk der Landtagsbeschlüsse, für die größere
sittliche Er-
Hebung der jüdischen Landcseinwohner ein
Statut erließ für die
allgemeinen kirchlichen Verhältnisse der
israelitischen Unter-
thanen; — seitdem Männer, wie
Geheime Canzleirath Müller
und Schnlrath Meyer, Männer,
deren Namen für den Geist
bürgte, mit dem diese wichtige Angelegenheit
getrieben wurde,
zu Negierungs - Commissarien in
dem israelitischen Oberrathe
ernannt wurden, und mit unbeschreiblicher
Sorgfalt und Thä-




Mann wie Holdheim, dessen Name als gelehrte rabbinifche
Autorität durch ganz Deutschland in der größten Achtung
steht, dessen Energie und Einsicht Alle, die mit ihm in der
heiligen Angelegenheit der Jugendbildung zu wirken so gluck-
lich sind, mit Bewunderung und Verehrung erfüllt, zum Lan-
desrabbiner berufen und als Regierungsbeamte angestellt
ward! Willig und freudig gestehen wir, daß diese bessereOr-
ganisation der Religiös schulen, die den moralischen Werth
der Juden noch immer mehr heben wird, unter der Regie-
rung des unvergeßlichen Panl Friederich in's Leben trat.
Deshalb die gränzcnlose Verehrung aller Juden Mecklenburg^
für den Hochseligen Fürsten, die nie und nimmer erlöschen
soll in den dankbaren Herzen seiner treuen jüdischen Unter--
thanen, wie sie es sich feierlich gelobten, als nach dem Hin-
scheiden des geliebten Landeövaters in ihren Gotteshäusern
zur Erinnerung an ihn ans der heiligen Schrift die Worte
verlesen wurden: „Hiskia entschlief mit feinen Vätern und
sie begruben ihn über die Gräber der Kinder Davids; und
ganz Juda und die zu Jerusalem thaten ihm Ehre an in
seinem Tode!"
Sehen wir die einzelnen Stände an, in denen sich Meck¬
lenburgs Juden bewegen, um zu zeigen, welchen Standpunkt
der Sittlichkeit sie in denselben behaupten! — Zunächst
nimmt der Kaufmannsstand unsere Aufmerksamkeit in Anspruch.
Kann es geläugnet werden, dcch die jüdischen Kauf- und
Handelsleute Mecklenburgs zu einem großen Theil ein unbe¬
dingtes Vertrauen ihrer Mitbürger genießen? und würden sie
es genießen, wenn sie bei der Gewandtheit, die sie in der
Ausführung ihrer Geschäfte zeigen, nicht zugleich einen größeren
sittlichen Werth au den Tag legten, als ihnen in den Land-
tagsverhandlungen von den Ständen zugeschrieben wird! —
Oder sollte es etwa denkbar sein, daß die so oft benutzte
Phrase, daß die Juden durch trügerischen Handelssinn die
christliche Einwohnerschaft überlisten, eine taktlose, unverstän-
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bige Redensart, die für die Juden ein
geschrobenes Compli-
ment, für die Christen eine Beleidigung in sich saht, noch
ein
Mal vor dem gesunden Sinn des jetzigen
Zeitalters erscheinen
dürste?—Nein! wie man in neuerer Zeit dem
Handel selbst
aus höheren Staatsansichten eine
höhere Bedeutung sür das
StaatSleben angewiesen hat, so ist man längst
überzeugt, daß
der Kaufmann!, der größere
Connexionen anzuknüpfen und zu
erhalten im Staude ist, größeres
Vertrauen zur Ausbreitung
und Eonfolidirung seines
Geschäftes zu gewinnen nnd zu
befestigen vermag, dies nicht durch
raffinirte Handelspfiffig-
keit — wenigstens nicht auf die
Dauer — zu erstreben ver¬
mag , sondern nur durch
Einsicht und durch die Kraft, über
die Schwierigkeiten nnd
Hindernisse, die der Betreibung eines
jeden Geschäftes entgegen trete», zu
siegen, — durch ein an¬
geborenes Talent, durch redliches
Wirken in feinem Fache
erlangen kann; Eigenschaften, die
in ihrer Gefammtheit immer-
mehr bei einer ganzen Claffe
Menschen, die angeblich auf dem
niedrigsten Standpunkte der
Sittlichkeit stehen sollen, anzn-
treffen sind. Wo die Juden
Mecklenburgs in den Städten
— und dem Himmel sei Dank,
es ist in den mehrsten der
Fall gewesen — durch
freisinnige Obrigkeiten in der Ent-
Wickelung ihres kaufmännischen
Lebens und Handelsgeistes
nicht gehemmt uud unterdrückt
worden sind, da genießen sie
das volle Vertrauen ihrer
christlichen Mitbürger in hohem
Grade. — Wir würden im




wollen wir uns nur daraus
beziehen, wie namentlich der
TabackShandel, der in einem Theile
Mecklenburgs zu einem
bedeutenden Flore gebracht ist,
diesen Schwung größtentheils
dem Speculations-Geifte
jüdischer Kauslente verdankt. Eben
so ist, der Wollhandel, der
zur Zeit der niedrigen
Kornpreise
siir Mecklenburg von so
großer Bedeutung und
Wichtigkeit
geworden ist, Jahre lang
hauptsächlich durch Vermittelung
jüdischer Kaufleute betrieben,
wie er hauptsächlich geleitet
3 '
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wurde durch jüdische Kaufleute in Hamburg, welche, in Mecklen-
bürg geboren, in den beiden Handelsstädten Rostock und
Wismar, denen, in Wahrheit gediegene Wische kaufmännische
Talente zum Wohle des ganzen Landes nicht überflüssig sein
dürsten, ihren Wohnsitz aufzuschlagen verhindert waren, nach
Hamburg überzusiedeln sich genöthigt sahen und dort zum
Theil den kaufmännischen Notabilitäten angehören! — Wer
nach diesen angeführten Daten noch zweifeln möchte, daß der
jüdische Kaufmannsstand in Mecklenburg so hohen sittlichen
Werth habe wie der christliche, der mag vielleicht die Wahr-
heit unserer Behauptung anerkennen, wenn wir hinzufügen,
daß die Summe der Falliten unter den, mit unendlich vielen
Hindernissen kämpfenden, jüdischen Kaufleuten keineswegs
größer ist als unter den christlichen. —
Seit Erlaß der Constitution vom 6. März singen die
Juden in Mecklenburg an, sich aus dem Gebiete des ihnen
so lange einzig und allem angewiesenen Erwerbzweiges, des
Handels, zn entfernen und die Erlernung eines Handwerkes
zu beginnen. Begreiflicherweise ergriffen diese Menschen, deren
Vorältern seit Generationen sichnur mit dem Handel, größten-
theils nur mit der niedrigsten Gattung des Handels, beschä'f-
tigt hatten, nicht gleich die schweren, größere körperliche An-
strengung erfordernden Handwerke, sondern vorzugsweise
solche, die, ohne großen physischen Kraftaufwand zu erfor-
dern, zugleich ein Handelsinteresfe darbieten. Mit Aufhebung
der Constitution schien, natürlich genug, der eben erst rege
gewordene Gedanke, außer dem Handel ein der Staatsgesell-
schaft nützliches Gewerbe zu ergreifen, bei den Juden Mecklen-
burg's in den Hintergrund zu treten. Denn wer konnte es
diesen armen Menschen, die wohl durch die Lehren der Jahr-
hunderte erfahren hatten, daß nnter den schmählichstenBe-
drückungen und bürgerlichen Zurücksetzungen der Betrieb des
Handels doch eine Quelle der Nahrung darbietet und einen
materiellen Schutz gegen Mangel und Elend; wer konnte es
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ihnen verdenken, dasz sie dem goldenen Boden des Hand-
Werkes,das nur im Bewußtsein des freienBürgerthumswahr-
hast gedeihen kann, sichmehr und mehr wieder entfremdeten,
wiewohl anch in jenem Zeiträume einzelne Individuen sich
aller Orte Mecklenburg's zur Erlernung eines Handwerkes
hingezogen fühlten. Aber mit der Erscheinungeines Hand¬
werksvereins, der von einigenjüdischenGlaubensgenossen,deren
Bemühungen sich Herr Bürgermeister Ebert zu GreveSmühlen
mit einsichtsvoller Thätigkcit anschloß, in'S Leben gerufen
wurde, der durchGeldunterstützungensämmtlicherisraelitischen
Gemeinden, denen sicheinzelne christlicheMitbürger, nament-
lich in der Stadt GreveSmühlendie angesehenstenund geach-
tetsten christlichenEinwohner mit namhaftenBeiträgen auf meh-
rere Jahre zugesellten^),sowie durchansehnlicheUnterstützungin
Hamburg, selbstin England wohnender,auSMecklenburggebore-
ner Juden dotirt wurde, und der seineBestätigung und Huld-
reichen landeöväterlichenSchutz für die, durch ihn gebildeten
Handwerker, durch Friederich Franz I., gesegnetenAn-
denkens, erhalten hatte, ist die Zahl der jüdischenLehrlinge,
Gesellen und Meister nicht mehr geringe und die Zahl der
sichmeldendenLehrlinge fortwährend im Wachsen. Und haben
diesejüdischenLehrlinge, Gesellennnd Meister einen geringeren
Grad sittlicherKraft und Haltung gezeigt, als ihre christ-
lichenMitbürger? Die mehrstenvon ihnen haben ihr Fach mit
einer Freudigkeit und Liebe ergriffen, die von vorne herein
das Gedeihen ihrer Vorsätze erwarten ließ. Die mehrsten
von ihnen sind von ihren Mitlehrlingen, Gesellen und Mei-
sterngeliebt und geachtet,und wenn vieleBeispieledieWahrheit
dieser Behauptung erweisen können, so mag es mir nur erlaubt
sein, auf einBeispiel aus der Stadt GrcvesmMen hinzuweisen.
") Der Beitrag zur Unterstützungdes Handwerksvereins,für drei
Jahre gezeichnet, belief sichin der Stadt Grevesmuhlen auf
36 Rthlr, von <Seitender christlichen,auf 35 Rthlr. 32 ßl. von
Seiten der jüdischenEinwohnerauf jedes Jahr.
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Ein Mischer Lohgärber hiesigenOrtes, der von seinem
14, Jahre an dies schwere Handwerk erlernt und durch
mehrere Wanderjahre sichpraktisch ausgebildet hat, steht seit
mehreren Jahren einer bedeutenden Lohgärberei vor. Den
tüchtigenMeister findet der frühe Morgen, der späte Abend
arbeitend in seiner Werkstätte; unter ihm arbeiteten schonzu
Zeiten 13 Gesellen und viele Arbeitslente aus hiesigerStadt;
der Eifer und die Pünktlichkeit, die Ordnung und die Ge¬
nauigkeit, mit der sie ihre Arbeiten ausführen, bezeugen,daß
Alle die Aufsicht und Leitung eines kundigen Meisters aner-
kennen; — dabei steht dem genanntenMeister das Vertrauen
und die Achtung aller Handwerker der Stadt zur Seite.
—
Kann und darf das Vorurtheil noch behaupten, daß es den
Juden in Mecklenburgzur Ausführung eines Handwerkes an
sittlicherKraft fehle!
Von dem Landbau sahen sichdie Juden durch die Aus-
fchließung vom Grundbesitzgrößtenteils in Mecklenburgab-
gehalten. Die beiden Herren indeß, welchedurch das Gesetz
von 1813 in den Besitz von Landgütern gelangt sind, haben
mit ihren christlichenMitbürgern gewetteifert, mit aller Hn-
manität für das Wohlergehen ihrer GutSangehörigen zu
zu sorgen, — die Cultur ihrer Güter auf das Eifrigste zu
betreiben und haben sich nicht verlockenlassen, so sehr sie
auch das Recht der Landstandschast schmerzlich entbehren
mögen, die glänzende Conjunctur deö erhöhten Werthes der
Landgüter zu benutzen,um die ihrigen zur Vergrößerung ihres
Vermögens zu verkaufen. — lieber den einzigen Guts¬
pächter jüdischen Glaubens, der seit einigen Jahren ein
Rittergut bewirthschaftet, sprachen sich die über ihn einge-
holten Nachrichtenehrend für seinelandwirthlichePraxis aus.
Und hat der gelehrte Stand in MecklenburgUrsache,de»
Juden, die sichihm angeschlossen,einenMangel sittlicherKraft
vorzuwerfen? Zwei Jude» sind ausnahmsweise zur Betrei-
bnilg juristischerPraxis zugelassen. Beide haben ihre Lauf¬
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bahndurch sittlichenErnst und durch eineThcitigkeitbezeichnet,
die lebhaft Zeugnisz ablegt, wie sie die Heiligkeitihres Be¬
rufes erkannt und erfaßt haben. Der eine von ihnen, seinem
Charakter und seiner Lcbensanschaunngzufolge, mehr zurück-
gezogenvon den größeren Kreisen der Gesellschaftlebend, ist
von allen Seiten als ein emsiger, nur seinen Obliegenheiten
lebender kenntnisreicher Advokat, von seinen Clienten allge-
mein geachteterMann, bekannt; der andere, in der Haupt-
stadt des Landes wohnend, genieszt nicht nur vollkommene
Anerkennung und ehrenvolle Theilnahme seinerCollege«, son-
dern ich setze stolz hinzu, ein unbcgrä'uztesVertrauen und
eine seltene Liebe seiner christlichenMitbürger, die er durch
seine Kenntnisse, seine Biederkeit, seine ganze Denkweisesich
in eben dem Grade bei ihnen erworben hat, wie bei seinen
mecklenburgischenGlaubensgenossen, die ihn als ihren unab--
lässigen Vertreter und rathenden Freund mit dankerfülltem
Herzen verehren. — Und die jüdischenAerzte in Mecklenburg
thcilen sie nicht etwa gleiches Vertrauen des Publikums mit
ihren christlichenCollege«? Zum Wohle ihrer Mitbürger
haben sie sich gewissenhaft mit aller sittlichenKraft aus-
gebildet, üben ihre Kunst unter den höchstenund niedrigen
Ständen aus und gehören, wie Rosenthal in Güstrow, Weil
in Cröpelin und Caspar, welcher Letztere die Stelle des
Physikus beim Criminal--Collegio und der Straf-Anstalt in
Bützow bekleidet, zu den beliebtestenund gesuchtestenAerzten
Mecklenburgs.
In dem frohen Bewußtsein, daß die von den Ständen
gemachten Bedingungen für die Cmaneipation der Juden
Mecklenburgs erfüllt sind, sehen diese den Bestimmungen,
welchedie Regierung mit den Ständen über sie treffen wird,
mit vollem Vertrauen entgegen. Sie leben der innigsten
Ueberzengung,daß die Regierung, welcheunter Friederich
Franz von 1811 bis 1830 mit unausgesetztemStreben,
mit weiser Einsicht, die Würdigkeit der Juden zur Gleich¬
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stellungmit ihrem christlichenMitbürgern ausgesprochen,vcr-
fochten und diese Tendenz unter Paul Friederich so edel
weiter ausgebildet hat, nimmermehr ablassen kann, unter
unseremjugendlichengeistes- und gemüthskrästigenFriedrich
Franz II. unseren Ständen dieseUeberzeugungvon Neuem
an's Herz zu legen! Aber auch keineMacht soll die Hoff-
nung der Juden in Mecklenburgvernichten können: die feste
Hoffnung, daß der Geist unserer verehrten Stände, durch die
Erfahrungen in dem letztenJahrzehnd geleitet, jedes Vor-
urtheil über die Juden im GroszherzogthumMecklenburg-
Schwerin abgelegt hat, und daß die erhabenenWorte des
diesjährigen rheinischenLandtages, wie in ganz Deutschland,
so auch in dem Herzen unserer erleuchtetenStände wieder--
hallen und in Mecklenburgeine ähnlicheBeschlusznähinewie
in dem gesegnetenRheinpreuszenhervorrufen werden!
Gedruckt bei A. 3B. Sandmeyer.
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